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VERKEHRSUNFALL MIT TODESFOLGE

Fast vier Jahre Haft nach verbotenem Autorennen
|  Das Landgericht (LG) Arnsberg hatte den Angeklagten H. wegen einem verbotenen Kraft­
fahrzeugrennen mit Todesfolge in Tateinheit mit vorsätzlicher Gefährdung des Straßen­
verkehrs zu einer Freiheitsstrafe von drei Jahren und neun Monaten und den Angeklagten P. 
unter Freispruch im Übrigen wegen verbotenen Kraftfahrzeugrennens zu einer zur Bewäh­
rung ausgesetzten Freiheitsstrafe von neun Monaten verurteilt. Der Bundesgerichtshof (BGH) 
hat die Entscheidung jetzt bestätigt.  |

Sachverhalt
Die Angeklagten hatten sich spontan dazu verabredet, auf einer Landstraße ein Kraftfahr­
zeugrennen zu fahren, bei dem sie das Beschleunigungsverhalten ihrer Fahrzeuge vergleichen 
und möglichst hohe Geschwindigkeiten fahren wollten. Als der Angeklagte H. den Angeklagten 
P. aus einer Kurve heraus zu überholen versuchte, kollidierte er mit einem entgegenkommen­
den Fahrzeug, das mit fünf Personen besetzt war. Eine Mitfahrerin kam zu Tode. Die weiteren 
Fahrzeuginsassen wurden teilweise schwer verletzt.

BGH-Verfahren
Der BGH hat die Revisionen der Angeklagten verworfen. Auf die Revision der Staatsanwalt­
schaft hat er den Schuldspruch gegen den Angeklagten P. um den Vorwurf der fahrlässigen 
Tötung und der fahrlässigen Körperverletzung in vier Fällen ergänzt sowie den Strafausspruch 
aufgehoben. Die weitergehende Revision der Staatsanwaltschaft wurde verworfen. Dabei hat 
der Senat dieses Verfahren zum Anlass genommen, zu grundsätzlichen Fragen Stellung zu  
nehmen, die durch die neu in das Strafgesetzbuch eingefügte Vorschrift zu verbotenen Kraft­
fahrzeugrennen aufgeworfen worden sind. Dies betrifft insbesondere den Rennbegriff, aber 
auch die Frage der Zurechnung von konkret eingetretenen Gefahren, wenn sie unmittelbar von 
anderen Rennteilnehmern verursacht worden sind.

Rennbegriff
Der BGH bezieht sich gemäß Strafgesetzbuch (§ 315d Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 StGB) auf folgende 
Definition: „Ein Kraftfahrzeugrennen […] ist ein Wettbewerb zwischen wenigstens zwei Kraft­
fahrzeugführern, bei dem es zumindest auch darum geht, mit dem Kraftfahrzeug über eine 
nicht unerhebliche Wegstrecke eine höhere Geschwindigkeit als der andere oder die anderen 
teilnehmenden Kraftfahrzeugführer zu erreichen. Dabei macht es keinen Unterschied, ob die 
Teilnehmer zueinander in Bezug auf die Höchstgeschwindigkeit, die höchste Durchschnitts­
geschwindigkeit oder die schnellste Beschleunigung in Konkurrenz treten. Einer vorherigen 
ausdrücklichen Absprache bedarf es nicht; der Entschluss ein Rennen zu fahren kann auch 
spontan und konkludent gefasst werden. Auf die Startmodalitäten kommt es nicht an.“ Dies 
solle in erster Linie die Sicherheit des Straßenverkehrs schützen. Die besondere Gefährlichkeit 
von Kraftfahrzeugrennen liege darin, so der BGH, dass es zwischen den konkurrierenden Kraft­
fahrzeugführern zu einem Kräftemessen im Sinne eines Übertreffenwollens gerade in Bezug 
auf die gefahrene Geschwindigkeit kommt. Es bestünde die Gefahr, dass dabei die Fahr- und 
Verkehrssicherheit außer Acht gelassen, der Verlust von Kontrolle in Kauf genommen und die 
Aufmerksamkeit auf das Verhalten des Konkurrenten gerichtet wird. Das gelte sowohl für  
direkte Rennsituationen als auch für nacheinander gefahrene Streckenabschnitte, wenn in  
einem Zeitfahren die schnellste Geschwindigkeit ermittelt werden soll (kürzeste Zeit für den 
Streckenabschnitt oder höchste absolute Geschwindigkeit). Ebenso ist das Vergleichen von  
Beschleunigungspotenzialen umfasst.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 11.11.2021, 4 StR 511/20, PM 208/21 
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REPARATURSCHADEN

Wenn das Gutachten lückenhaft ist …
|  Ergibt sich aus dem Schadengutachten, dass die Reparaturkosten in der Nähe des Wieder­
beschaffungswerts liegen, darf der Geschädigte auf die Richtigkeit vertrauen. Dass der  
Gutachter dabei einen Achsschaden ohne Vermessung, sondern nur auf der Grundlage einer 
Probefahrt diagnostiziert hat, mag im Ergebnis bedenklich sein. Der Geschädigte kann eine 
solche Lückenhaftigkeit des Gutachtens aber nicht erkennen. So entschied es das Land­
gericht (LG) Lübeck.  |

Wenn sich der Geschädigte auf der Grundlage des Schadengutachtens zu einer Ersatzbeschaf­
fung entschließt und diese auch vornimmt, kann der Versicherer die Reparaturkosten nicht im 
Nachhinein auf einen Reparaturschaden herunterrechnen. Hält der Versicherer den Achsscha­
den nicht für nachgewiesen, kann er versuchen, den Schadengutachter in Regress zu nehmen.

QUELLE  |  LG Lübeck, Urteil vom 28.5.2021, 2 O 298/19, Abruf-Nr. 226210 unter www.iww.de

REPARATURDAUER

Unfallschaden: Wenn nur noch die Anhängerkupplung fehlt
|  Kann ein Fahrzeug nach einem Heckschaden nicht fertig repariert werden, weil z. B. die 
Anhängezugvorrichtung noch nicht geliefert war, erhöhen sich die Reparaturtage schnell. So 
geschah es in einem Fall des Amtsgerichts (AG) Fürstenfeldbruck, in dem die Reparaturtage 
von 11 auf 18 anwuchsen. Doch wer musste dies auf seine „Kappe“ nehmen?  |

Der Versicherer meinte, die Werkstatt hätte das Fahrzeug zwischendurch ohne die Anhänger­
kupplung ausliefern und die Reparatur nach Lieferung des Teils in einem zweiten Arbeitsgang 
zu Ende bringen müssen. Die Mietwagenkosten seien deshalb auf 11 Tage zu kürzen. Das hat das 
AG aber nicht mitgetragen. Nach Ansicht des AG kommt es nicht auf das Verhalten der Werk­
statt an, sondern auf das des Geschädigten. Wenn dieser nicht weiß, woran die Verzögerung 
liegt, hat er keinen Einfluss auf das Verhalten der Werkstatt.

QUELLE  |  AG Fürstenfeldbruck, Hinweis vom 28.10.2021, 5 C 201/21, Abruf-Nr. 225942 unter www.iww.de

EU-FÜHRERSCHEIN

Anfang 2022: Diese Führerscheine müssen Sie jetzt umtauschen
|  Bis 2033 muss jeder Führerschein, der vor dem 19.1.2013 ausgestellt wurde, in den neuen 
EU-Führerschein umgetauscht werden. Das geschieht stufenweise. Die erste Frist endet am 
19.1.2022 für die Geburtsjahrgänge 1953 bis 1958.  |

Der letzte Stichtag lautet 19.1.2033, aber je nach Geburtsjahr des Fahrerlaubnisinhabers oder 
Ausstellungsjahr des Führerscheins greift die Umtauschpflicht früher. Bei Unterlassen droht 
ein Verwarngeld, von dem aufgrund der Corona-Pandemie zunächst abgesehen werden kann. 
Dies hat jedoch keine Verschiebung der Umtauschfrist zur Folge. Ausführliche Informationen 
finden Sie unter www.iww.de/s5916.

QUELLE  |  Bundesministerium für Digitales und Verkehr: Vorgezogener Umtausch von Führerscheinen vom 7.6.2021
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SCHADENERSATZ

Betreiber einer Waschanlage  
muss für Schäden am Auto nicht immer zahlen
|  Einen Fahrzeugschaden, der beim Betrieb einer Waschanlage entstanden ist, muss der  
Anlagenbetreiber zwar normalerweise ersetzen. Weist er aber nach, dass die Beschädigung 
für ihn trotz größtmöglicher, „pflichtgemäßer“ Sorgfalt nicht zu vermeiden war, haftet er aus-
nahmsweise nicht. Dann bleibt der Fahrzeughalter auf seinem Schaden sitzen. Das geht aus 
einem aktuellen Urteil des Landgerichts (LG) Frankenthal (Pfalz) hervor.  |

Der Kläger wollte seinen SUV von außen reinigen lassen. Ein Mitarbeiter der Waschanlage wies 
ihn ein. Kurz vor der ersten Waschrolle wurde das auf dem Förderband laufende Fahrzeug links-
seitig leicht angehoben. Die Waschanlage wurde gestoppt. Auch ein zweiter Versuch scheiterte 
und der Waschvorgang wurde schließlich endgültig abgebrochen. Im rechten vorderen Bereich 
des SUV waren Beschädigungen zu erkennen. Diese Beschädigungen wollte der SUV-Fahrer 
von dem Betreiber der Waschanlage ersetzt bekommen. Seine Klage hatte jedoch keinen  
Erfolg.

Nach Ansicht des LG haftet ein Waschanlagenbetreiber zwar grundsätzlich für Fahrzeugschä-
den, die durch die Autowäsche entstanden sind. Etwas anderes gelte nur, wenn der Kunde sich 
in der Anlage falsch verhalten habe oder das Fahrzeug defekt gewesen sei. Insofern bestehe 
eine gesetzliche Vermutung zulasten des Betreibers der Waschanlage: Dieser müsse nach
weisen, dass der Fehler nicht auf seinen Organisations- und Verantwortungsbereich zurückzu-
führen sei. Im vorliegenden Fall habe sich der Betreiber jedoch entlastet, indem er die Kammer 
davon überzeugt habe, dass der Schaden am Fahrzeug trotz seiner pflichtgemäß ausgeübten 
Sorgfalt nicht zu vermeiden war. Die Waschanlage sei halbjährlich gewartet und täglich einer 
Sichtprüfung mit Testwäsche unterzogen worden, bei der ein Mitarbeiter mitlaufe und den  
Vorgang beobachte. Defekte seien dabei nicht festgestellt worden, auch nicht unmittelbar im 
Anschluss an den Schadensfall. Der Betrieb sei dann auch ohne weitere Vorkommnisse fortge-
setzt worden. Anhaltspunkte für eine verschuldensunabhängige Haftung des Waschanlagen
betreibers sah die Kammer nicht.

Die Entscheidung ist aber noch nicht rechtskräftig. Gegen das Urteil ist Berufung zum Pfälzi-
schen Oberlandesgericht (OLG) Zweibrücken eingelegt worden.

QUELLE  |  LG Frankenthal, Urteil vom 27.10.2021, 4 O 50/21, PM vom 26.11.2021

SCHADENBEURTEILUNG

Kfz-Sachverständiger auch bei Fahrradschäden
|  Der Schädiger kann die Erstattung der Gutachtenkosten, die wegen einer Schadenbeurtei-
lung an einem unfallbeschädigten Fahrrad entstanden sind, nicht pauschal mit dem Argu-
ment zurückweisen, der Gutachter sei Kfz-Sachverständiger. So entschied jetzt das Amts
gericht (AG) Ansbach.  |

Bei nachgewiesenen Weiterbildungslehrgängen für die zusätzliche Qualifikation für Fahrräder 
sei die notwendige Sachkunde gegeben. Eine Ausbildung zum Fahrradgutachter gebe es derzeit 
nämlich nicht.

QUELLE  |  AG Ansbach, Urteil vom 3.11.2021, 1 C 571/21, Abruf-Nr. 226205 unter www.iww.de


